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 < Zur Sache

Sehr geehrte Kolleginnen,  
sehr geehrte Kollegen,
die niedersächsische Landesregierung hat im 
Rahmen der Haushaltsklausur ihre Pläne für 
den kommenden Doppelhaushalt vorgestellt 
und dabei die bereits von uns befürchteten 
Ankündigungen manifestiert.

 < Personal

So kündigt die Landesregierung unter anderem an, 2.000 Stellen 
im öffentlichen Dienst in der Zukunft zu streichen. Insbesondere 
diese Personalkürzungen sind ein deutlicher Fingerzeig dafür, wie 
die Landespolitik gedenkt, zukünftig mit dem öffentlichen Dienst 
umzugehen. Das Argument, dass es sich bei diesen Stellen um sol-
che handelt, die in der Vergangenheit nicht besetzt waren und so-
mit die Personalsituation nicht nachhaltig belasten, ist dabei fast 
ein Schlag in das Gesicht der betroffenen Kolleginnen und Kollegen. 

In nahezu allen Bereichen der niedersächsischen Landesverwaltung 
herrscht seit Jahren ein eklatanter Personalmangel. Wir haben im-
mer wieder auf die Situation aufmerksam gemacht, das Land drin-
gend darum gebeten, dieser Personalsituation entgegenzutreten 
und durch Investitionen und attraktive Konzepte Menschen für den 
öffentlichen Dienst zu gewinnen. 

Das Ergebnis lautet nunmehr, dass es nicht nur zu dem dringend be-
nötigten Personalnachersatz nicht kommen wird, sondern gleichzei-
tig die bereits zur Verfügung stehenden Stellen eingespart werden. 
Dieses ist aus unserer Sicht ein absolutes Armutszeugnis für die nie-
dersächsische Landesregierung und alles andere als die dringend er-
forderliche Rückendeckung für unsere Kolleginnen und Kollegen.

Ich möchte nur daran erinnern, wie groß sich schon jetzt der Per-
sonalfehlbedarf gestaltet. So geht beispielsweise die Deutsche 
Steuergewerkschaft alleine von 1.400 Stellen, die Bildungsgewerk-
schaften von einem mittelfristigen Bedarf von ca. 3.500 und einem 
langfristigen Bedarf von 8.000 bis 10.000 Stellen aus. Auch im Be-
reich der Landespolizei Niedersachsen dürften diese Entscheidun-
gen die Personalsituation in der Zukunft deutlich schwieriger  
gestalten und keinesfalls zu einer Entlastung der betroffenen Kol-
leginnen und Kollegen führen.

Der Umstand, dass möglicherweise nur einzelne Bereiche der Lan-
desverwaltung von diesen Einsparmaßnahmen im Personalbereich 
betroffen sind, macht die Situation keinesfalls besser. 

Gerade in den Bereichen Bildung und Sicherheit steigen die Bedar-
fe deutlich, insbesondere bedingt durch gesellschaftliche Entwick-
lungen und die eigenen Anforderungen eines modernen Staates. 

Im Bereich der Finanzverwal-
tung arbeiten diejenigen Kolle-
ginnen und Kollegen, deren Auf-
gabe es ist, die Einnahmeausfälle 
des Landes zu kompensieren und 
die Steuergerechtigkeit für Un-
ternehmen sowie die Bürgerin-
nen und Bürger dieses Landes zu 
gewährleisten. Unter anderem 
durch ein deutliches Aufgaben-
plus in der Vergangenheit und 
verschiedene interne Umstruk-
turierungsprozesse ist auch hier 
für viele Beschäftigte bereits seit 
Langem die Grenze der Belast-
barkeit mehr als erreicht. Und 
diese hier nur auszugsweise skiz-
zierte Situation zieht sich nahezu durchgehend durch alle Bereiche 
der niedersächsischen Landesverwaltung. 

Aktuell hat beispielsweise der Verband Niedersächsischer Strafvoll-
zugsbediensteter darauf hingewiesen, dass etwa 200 Kolleginnen 
und Kollegen dringend im Justizvollzug benötigt werden. Im Bereich 
der Kindertagesstätten haben wir jüngst im Zusammenhang mit der 
Gesetzesverabschiedung zum neuen Kitagesetz nachhaltig auf die 
Belastungen der Erzieherinnen und Erzieher hingewiesen. Diese Liste 
der berechtigten Forderungen lässt sich problemlos noch um einige 
Absätze erweitern, die Antwort der Landesregierung spricht für sich.

 < Forderungen des NBB

Der NBB hatte im Vorfeld der Haushaltsklausur mit einem eigenen 
Forderungspapier die Landesregierung nachhaltig aufgefordert, den 
öffentlichen Dienst nicht weiter zu vernachlässigen und vor allem 
nicht zum Hauptschuldner der Corona-Krise werden zu lassen. In die-
sem Forderungspapier hat der NBB vor allem erneut auf die ständig 
steigende Arbeitsbelastung hingewiesen, die die aktuell angespannte 
Personalsituation zusätzlich verschärft. Auch hierzu gibt es genügend 
Beispiele, die deutlich machen, wie nachhaltig sich politische Entschei-
dungen bei einer nach wie vor nicht durchgeführten Aufgabenkritik 
auf die Situation unserer Kolleginnen und Kollegen auswirken. 

Wenn auf der einen Seite ständig neue Aufgaben und Herausfor-
derungen an unsere Beschäftigten herangetragen werden, auf der 
anderen Seite das dringend erforderliche Personaldelta keinen 
Ausgleich findet, dann wird sich im Ergebnis nicht nur der Blick auf 
die Gesamtsituation weiter verschärfen. Vielmehr erwarte ich, 

 < Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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dass Kolleginnen und Kollegen zunehmend resignieren und sich 
die Atmosphäre im öffentlichen Dienst weiter verschlechtern wird. 

In Zeiten, in denen wir uns im Kampf um den Nachwuchs und da-
mit verbunden im Werben um die besten Köpfe immer weiter be-
mühen, werden die Grundvoraussetzungen für potenzielle Bewer-
berinnen und Bewerber eher schlechter statt besser.

Darüber hinaus möchte ich ergänzend darauf hinweisen, dass 
selbst unabhängig von berechtigten Personalforderungen keiner-
lei Perspektiven für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes zu 
erkennen sind. 

Eine der Forderungen des NBB lautet, durch gezielte Investitionen 
endlich wieder die Leistungen der Menschen im öffentlichen Dienst 
anzuerkennen. Dabei haben wir beispielsweise der niedersächsi-
schen Landesregierung die dringend erforderliche Anpassung der 
Jubiläumszulage vorgeschlagen. 

So haben wir darauf hingewiesen, dass diese Jubiläumszulage, unab-
hängig von dem grundsätzlich deutlich zu niedrigen Niveau der Zu-
wendungen und dem Umstand, dass diese Zuwendungen nicht steu-
erbefreit sind, lediglich bis zur Besoldungsgruppe A 11 angewendet 
wird. Die klare Forderung des NBB lautet daher, zum einen die Zulage 
nachhaltig anzuheben und steuerbefreit umzusetzen, gleichzeitig 
aber auch sie in diesem Falle allen zukommen zu lassen. Hierdurch hät-
te Landespolitik die Möglichkeit gehabt, durch eine insgesamt ver-
gleichsweise geringe Investition die langjährige Treue unserer Kolle-
ginnen und Kollegen dem Land Niedersachsen gegenüber zu würdigen.

Leider nehme ich, kaum anders war es zu erwarten, diesbezüglich 
keine Signale der Landesregierung wahr. All dies zusammengenom-
men lässt mich, auch mit Blick auf die anstehenden Tarifverhand-
lungen, die zu erwartenden Abstimmungen zur Übernahme des Ta-
rifergebnisses in Niedersachsen, genauso mit Blick auf die nach wie 
vor offenen Fragen zur Alimentation, Tag für Tag mit mehr Sorge in 
die Zukunft blicken. 

 < Corona-Krise

Unabhängig von diesen Entwicklungen befinden wir uns leider 
nach wie vor in einer besonderen Krisensituation, von der wir auch 
weiterhin nicht sagen können, wie lange sie uns begleiten wird. 

Bemerkenswert fand ich dabei die Äußerungen des Ministerpräsi-
denten im NDR-Sommerinterview, der offen eingeräumt hat, dass 
im Corona-Krisenmanagement der Landesregierung nicht alles glatt 
verlaufen ist. Ich bin unserem Ministerpräsidenten für diese Worte 
durchaus dankbar, zeigen sie doch, dass auch Landespolitik durch-
aus selbstkritisch mit eigenen Entscheidungen umgehen kann. 

Dabei war und ist uns als Niedersächsischer Beamtenbund immer 
bewusst, vor welchen Herausforderungen die niedersächsische 
Landesregierung in den vergangenen Monaten gestanden hat, zu-
mal niemand für eine solche Ausnahmesituation die passenden 
Konzepte in der Schublade hat vorhalten können. 

Meine Erwartungshaltung an diese niedersächsische Landesverwal-
tung geht dabei jedoch in eine eindeutige Richtung. Noch in dieser 
Legislaturperiode, unabhängig von wahlkampftaktischen Manö-
vern, benötigen wir eine gemeinsame Aufarbeitung dessen, was in 
den vergangenen Monaten gut oder eben nicht gut gelaufen ist. 

Ein Eingeständnis des Ministerpräsidenten verdient mit Sicherheit 
eine gewisse Form der Anerkennung, reicht aber sicher für eine um-
fassende Analyse nicht aus. Ich würde mir wünschen, dass insbe-
sondere für den Bereich des öffentlichen Dienstes die richtigen Kon-
sequenzen aus dieser Pandemie gezogen werden und wir dann 
gemeinsam den Blick in die Zukunft richten können. 

Dazu gehört insbesondere eine Analyse der neuen Arbeitsformen 
und der digitalen Verwaltungsstrukturen. Genauso aber die Fragen 
zur Wertschätzung der Beschäftigten, wobei insbesondere der Ge-
sundheitsschutz aus meiner Sicht eine ganz zentrale Rolle spielt. 

Hierbei kommt auf die Gewerkschaften eine besondere Aufgabe 
und Verantwortung zu, denn hier sitzen die Menschen, beispiels-
weise die Kolleginnen und Kollegen in den Personalräten, die die 
tatsächliche Basis unserer Organisationen bilden und die alltägli-
chen Probleme entweder selbst erleben oder gespiegelt bekommen. 

In allen Gremien des NBB sind wir uns in der Vergangenheit einig 
gewesen, dass wir einerseits weiterhin kritisch die Entscheidungen 
der Landesregierung bewerten, gleichzeitig aber absolut konstruk-
tiv an den Prozessen im Interesse unserer Kolleginnen und Kolle-
gen mitarbeiten werden, um diesen öffentlichen Dienst gemein-
sam zukunftsfähig und zum Wohle der Beschäftigten auszurichten.

Ich hoffe sehr, dass den politisch Verantwortlichen in diesem Land 
tatsächlich die Sorgen und Nöte ihrer Beschäftigten bewusst wer-
den und wir es endlich schaffen, das Land Niedersachsen mit einem 
starken öffentlichen Dienst wieder zukunftsfähig auszurichten. 

Im Rahmen der Haushaltsklausur wäre, bei allen auch von uns an-
zuerkennenden Problemen, die sich aus der Pandemiesituation he-
raus ergeben haben, die gute Möglichkeit für einen ersten Schritt in 
diese Richtung gewesen. Umso mehr überwiegt die Enttäuschung, 
dass auch dieser Schritt mal wieder nicht gegangen wurde.

Der Apell unsererseits an die Landesregierung und das niedersäch-
sische Parlament ist eindeutig:

Stehen Sie zu diesem öffentlichen Dienst! Erkennen Sie die Leistun-
gen der Menschen an, die sich in dieser Verwaltung befinden und 
ihre Frau und ihren Mann stehen. Bekennen Sie sich endlich für ei-
nen starken und attraktiven öffentlichen Dienst, der wieder zum 
attraktiven Arbeitgeber Nummer 1 wird – in Deutschland und 
selbstverständlich auch in Niedersachsen.

Ihr/Euer

Alexander Zimbehl
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NBB fordert Investitionen für den öffentlichen Dienst
Im Vorfeld der Haushaltsklausur der niedersächsischen Landesregierung fordert der Nieder-
sächsische Beamtenbund und Tarifunion die Landespolitik auf, deutlich mehr in den öffent-
lichen Dienst zu investieren. 

Die seit Jahren andauernde  
Unterfinanzierung des öffent-
lichen Dienstes wird absehbar 
dazu führen, dass dieser zuneh-
mend unattraktiv für den drin-
gend benötigten Nachwuchs in 
der niedersächsischen Landes-
verwaltung und allen damit 
verbundenen Berufszweigen 
wird.  So geht der NBB davon 
aus, dass bedingt durch den de-
mografischen Wandel bis zum 
Jahr 2026 mehr als ein Drittel 
der derzeit Beschäftigten sowie 
der Beamtinnen und Beamten 
in den Ruhestand gehen wer-
den. Diese Menschen müssen 
dringend ersetzt werden, um 
die aktuellen und zukünftigen 
Herausforderungen an den öf-
fentlichen Dienst wahrnehmen 
zu können. 

Schon jetzt merken die Bürge-
rinnen und Bürger des Landes 
Niedersachsen die Auswirkun-
gen der Sparpolitik der vergan-
genen Jahre zum Nachteil der 
öffentlichen Haushalte deut-
lich.

Damit das Land Niedersachsen 
wieder zu einem attraktiven Ar-
beitgeber wird, der die an ihn ge-
stellten Anforderungen in Fragen 
der allgemeinen Verwaltung, 
dem Gesundheitswesen, der 
Steuer- und Finanzverwaltung, 
der Bildung, der Sicherheit und 
allen weiteren Themen des öf-
fentlichen Dienstes gerecht wer-
den kann, ist dringend eine Inves-
titions- und Personaloffensive 
sowie eine nachhaltige Kommu-
nalunterstützung seitens des 
Landes Niedersachsen erforder-
lich. Die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes dürfen nicht 
zu den Verlierern der Corona-Kri-
se werden – das Land steht in der 
Verpflichtung, einen eigenen 
leistungsfähigen öffentlichen 
Dienst zu erhalten und im Wett-
bewerb um die Besten endlich 
konkurrenzfähig zu werden. 

Bei den Themen Bezahlung, Per-
sonalnachersatz und technische 
Ausstattung muss das Land  
Niedersachsen deutlich besser, 
schneller, smarter und digitaler 
werden. Das wird nicht ohne In-
vestitionen gehen. Sparmaß-
nahmen zum Nachteil der  
Beschäftigten und der Investiti-
onen erteilt der Niedersächsi-
sche Beamtenbund eine klare 
Absage. 

Die Konsequenzen aus der Coro-
na-Krise durch neue Sparwellen 
und Nullrunden im öffentlichen 
Dienst zu kompensieren, wird 
zu deutlichen Problemen in der 
Leistungsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes führen. Im Einzel-
nen lauten die Forderungen des 
NBB wie folgt:

 < Nachhaltige Investitionen 
im Personalhaushalt

Nach Überzeugung des NBB be-
nötigt das Land Niedersachsen 
bereits jetzt und ebenso in die 
Zukunft gerichtet deutlich mehr 
anstatt weniger Personalinves-
titionen in den öffentlichen 
Dienst. Der Personalbedarf hat 
in den vergangenen Jahren, ins-
besondere bedingt durch zu-
sätzliche Aufgaben und Anfor-
derungen, deutlich zu- anstatt 
abgenommen.

Dieser Entwicklung muss das 
Land Niedersachsen jetzt be-
gegnen und mehr Menschen zu 
attraktiven Voraussetzungen in 
den öffentlichen Dienst einstel-
len. Der Niedersächsische Be-
amtenbund kalkuliert aktuell ei-
nen Stellenbedarf im Minimum 
von 45.000 Stellen, um das in 
den kommenden fünf Jahren 
entstehende Personaldelta aus-
zugleichen. Gleichzeitig erwar-
tet der NBB die Bereitstellung 
zusätzlicher Haushaltsmittel für 
eine gerechte Besoldung und 
Entlohnung zugunsten der der-

zeit Beschäftigten sowie der 
Versorgungs-berechtigten. 

Der aktuelle Besoldungsreport 
hat erneut deutlich gemacht, 
dass Niedersachsen beispiels-
weise in den Besoldungsgrup-
pen A 9 und A 13 im Bund-Län-
der-Vergleich sich auf den 
letzten Plätzen wiederfindet.  
Hier muss das Land, allein im 
Hinblick auf die anstehenden 
Tarifverhandlungen, deutlich 
nachlegen und den Beschäftig-
ten Perspektiven für die Zu-
kunft bieten. 

Im Hinblick auf die zu erwarten-
de Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zur Alimen-
tation der niedersächsischen 
Beamtinnen und Beamten er-
warten wir seitens des Landes 
Niedersachsen, umfassende 
Haushaltsmittel zur Verfügung 
zu stellen, um eine verfassungs-
konforme Besoldung zu ge-
währleisten.

 < Investitionen in  
Digitalisierung

Zur Verschlankung von Verwal-
tungsvorgängen erwartet der 
NBB eine Verstärkung der Digi-
talisierungsoffensive im öffent-
lichen Dienst. 

Die Corona-Pandemie hat ge-
zeigt, dass die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes sich 
nach wie vor mit veralteter 
oder ausbleibender Technolo-
gie auseinanderzusetzen ha-
ben. Allein die Schwierigkeiten, 
den Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes die Möglichkeit 
der Wahrnehmung des Ho-
meoffice darzustellen zeigt, 
dass das Land Niedersachsen 
hier in den vergangenen Jahren 
an der falschen Stelle gespart 
hat. Wir benötigen eine digita-
le niedersächsische Landes-
verwaltung, die den Heraus-

forderungen der kommenden 
Jahrzehnte gerecht werden 
kann.

 < Investitionen in  
kommunale Verwaltung

Der NBB fordert gerade wegen 
der besonderen Belastungen 
der niedersächsischen Kommu-
nen während und nach der Co-
rona-Krise einen deutlichen 
kommunalen Rettungsschirm. 
Das Land muss den Kommunen 
finanziell mehr unter die Arme 
greifen, um finanzielle Schiefla-
gen durch die Corona-Pande-
mie auszugleichen. Ohne eine 
starke kommunale Verwaltung 
funktioniert kein Gemeinwe-
sen.

Die Menschen in diesem Land 
spüren insbesondere die Unter-
finanzierung der kommunalen 
Verwaltung mittlerweile deut-
lich. Hier erwarten wir eine 
nachhaltige Unterstützung des 
Landes zugunsten seiner Kom-
munen.

 < Investitionen zur  
Abfederung von  
Belastungen

Insbesondere die steigenden 
Energiepreise bedeuten für vie-
le Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes erhebliche Be-
lastungen. Gerade in einem 
Flächenland wie Niedersachsen, 
wo viele Beschäftigte des öf-
fentlichen Dienstes auf ihr 
Kraftfahrzeug angewiesen sind 
– zumal bezahlbarer Wohnraum 
zunehmend knapp wird – sind 
die Belastungen der Energie-
wende deutlich spürbar. Der 
NBB fordert im Interesse der Be-
schäftigten das Land Nieder-
sachsen auf, diesen Entwick-
lungen zu begegnen und 
insbesondere die Reisekosten-
pauschale entsprechend anzu-
heben.
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 < Investitionen zur  
Anerkennung der  
Leistungen

Zur Attraktivität eines Arbeit-
gebers gehört nach der festen 
Überzeugung des NBB, dass 
die Leistungen der Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst  
entsprechende Anerkennung  
finden. Insbesondere in der Co-
rona-Krise hat der öffentliche 
Dienst seine Leistungsfähig-
keit absolut unter Beweis ge-
stellt.

Aus diesem Grunde fordert der 
NBB die niedersächsische Lan-
desregierung auf, endlich die Ju-
biläumszuwendungen 
anzupassen und sie 
in einen direkten 
Vergleich zu den 

Unternehmen der Privatwirt-
schaft zu stellen. 

Unabhängig von dem deutlich 
zu niedrigen Niveau der derzei-
tigen Jubiläumszuwendungen 
und dem Umstand, dass diese 
Zuwendungen nicht steuerbe-
freit sind, weist der NBB darauf 
hin, dass diese Zuwendungen 
lediglich bis zur Besoldungs-
gruppe A 11 angewendet wer-
den. Hierbei handelt es sich aus 
Sicht des NBB um eine Benach-
teiligung vieler Be-
amtinnen und 
Beamter. Hier 
bedarf es ei-
ner nachhal-

tigen Verbesserung im Sinne 
der Würdigung langjähriger 
Treue zum Land Niedersachsen.

Der Niedersächsische Beamten-
bund und Tarifunion hat die kla-
re Erwartungshaltung an die nie-
dersächsische Landesregierung, 
im Rahmen der bevorstehenden 
Haushaltsklausur 
die Interes-
sen seiner 
eigenen 
Be-

schäftigten in den Blick zu neh-
men und nunmehr endlich in die 
Zukunft zu investieren – für  
einen starken und leistungs-
fähigen öffent-
lichen Dienst!

Landesgewerkschaftstag des BTB
„Lasst uns gemeinsam Flagge zeigen, lasst uns gemeinsam 
zeigen, dass wir uns diese persönliche Unterfinanzierung auf 
Dauer nicht mehr gefallen lassen.“ 
Mit diesen Worten machte der 1. Landesvorsitzende des NBB Alexan-
der Zimbehl im Rahmen des Landesgewerkschaftstages des BTB (Ge-
werkschaft Technik und Naturwissenschaft im dbb) seine Ziele klar 
deutlich. 

„Gemeinsam mit allen beteilig-
ten Mitgliedsgewerkschaften 
unter dem Dach des NBB, mit 
den Kompetenzen der Verant-
wortlichen und aller Mitglieder, 
kann es gelingen, den erforder-
lichen Druck auf die Landespoli-
tik auszuüben, sich endlich von 
der Politik der Unterfinanzie-
rung des öffentlichen Dienstes 
zu verabschieden.“ 

In seinem persönlichen Gruß-
wort ging Alexander Zimbehl 
auf alle wesentlichen Punkte ein, 
die in der politischen Arbeit des 
NBB derzeit eine Rolle spielen. 

Dabei dankte er ausdrücklich 
dem Kollegen Marc Zimmer-
mann vom BTB für seine kom-
petente und höchst angeneh-
mer Zusammenarbeit in der 

Arbeitsgruppe zur nunmehr ab-
geschlossenen §-81er-Vereinba-
rung „Telearbeit und mobile Ar-
beit“. 

An diesem Beispiel machte er 
deutlich, wie sehr der Nieder-
sächsische Beamtenbund auf 
die so wichtige Mitarbeit sei-
tens der Mitgliedsgewerkschaf-
ten angewiesen ist. 

Wesentlicher Bestandteil seines 
Grußwortes war neben den ak-
tuellen Entwicklungen zur Be-
amtenalimentation und den 
Entwicklungen der Corona-Krise 
unter anderem die Problematik 
des deutlichen Aufgabenplus, 
mit dem sich die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes zu-
nehmend auseinanderzusetzen 
haben. 

So zeigte die sich anschließende 
Diskussion, dass auch im Bereich 
des BTB die zunehmenden Auf-
gaben angesichts des dringen-
den Personalbedarfs eine immer 
größere Rolle einnehmen. 
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Gleichzeitig plädierte Zimbehl 
angesichts dieser Entwicklun-
gen ausdrücklich für eine deut-
liche Strukturreform im öffent-
lichen Dienst. Dabei machte er 
deutlich, dass dazu auch eine 
gewisse Form der Entbürokrati-
sierung gehöre, gleichwohl  
jedoch eine im Sinne und Inter-
esse der Beamtinnen und Beam-
ten sowie der Tarifbeschäftig-
ten.

In diesem Zusammenhang 
machte er deutlich, wie groß aus 
seiner Sicht weiterhin die Hand-
lungsfelder auf dem Weg zur so 
wichtigen Digitalisierung des öf-
fentlichen Dienstes sind. Dabei 
hob er insbesondere hervor, 
dass dies ohne die Berücksichti-
gung der Interessen der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter 
nicht gehen werde. Der Landes-
gewerkschaftstag des BTB war 
der erste in hybrider Form 
durchgeführte Landesverbands-
tag in diesem Jahr im Kreise der 
NBB-Mitgliedsorganisationen. 

Dafür dankte Alexander Zim-
behl dem kommissarischen 
Landesvorsitzenden Thomas 
Meyer, der BTB-Landesleitung 
und den Organisatorinnen und 
Organisatoren ausdrücklich, da 
es dem BTB gelungen war, un-
ter Beachtung aller relevanten  
Voraussetzungen zumindest 
wieder das so wichtige ge-
meinsame Gefühl eines Ge-
werkschaftstages entstehen 
zu lassen.

Neues KiTa-Gesetz (NKiTaG) weiterhin unzureichend
Verbindliche Einführung der dringend erforderlichen 
dritten Fachkraft in das Jahr 2027 verschoben
Der Niedersächsische Beamtenbund begrüßt die Einigung im Landtag 
zum Niedersächsischen Kitagesetz, hält aber die dringend erforder-
liche Novelle nach wie vor für nicht zufriedenstellend. 

„Das ist definitiv nicht der gro-
ße Wurf“, so Alexander Zim-
behl, Ersten Landesvorsitzen-
der des NBB. Eine wesentliche 
Forderung der Erziehungskräf-
te, aber auch der Eltern, lag in 

der dringend benötigten Ein-
führung der dritten Fachkraft 
in den Kindertagesstätten. 
„Diese dritten Kraft nach der 
massiven Gewerkschaftskritik 
im Rahmen der Gesetzesanhö-

rung mit aufzunehmen ist gut 
und richtig“, so Zimbehl weiter. 
„Die Rechtsverbindlichkeit 
aber in die nächste möglicher-
weise sogar übernächste, Le-
gislaturperiode zu ver schieben, 

zeigt, dass das vorherrschende 
Problem offensichtlich nicht 
ausreichend in der Landesre-
gierung angekommen ist.“ Erst 
im Jahr 2027 sieht das neue Ki-
ta-Gesetz drei voll ausgebilde-
te Kräfte pro Kitagruppe in der 
Ganztagsbetreuung vor – bis 
dahin soll im Rahmen eines 
Stufenplans gearbeitet wer-
den.

©
 N

BB

6

N
BB

 –
 N

ie
de

rs
äc

hs
is

ch
er

 B
ea

m
te

nb
un

d 
un

d 
Ta

ri
fu

ni
on

> niedersachsen magazin | Juli/August 2021



„Die Argumentation, derzeit 
nicht ausreichend Fachkräfte für 
die wichtige Tätigkeit der früh-
kindlichen Bildung in den Kinder-
tagesstätten zu erhalten, kann 
aus unserer Sicht nicht überzeu-
gen. Schon vor Jahren hätte man 
den Beruf der Erzieherin und des 
Erziehers finanziell deutlich at-
traktiver gestalten können. Nun 
steht man vor dem Dilemma, kei-
ne Fachkräfte zu finden – aber an-
statt die Rahmenbedingungen 
nachhaltig anzufassen, ver-
schiebt man einfach die Ver-
pflichtung in Richtung nachfol-
gender (Politiker-)Generationen. 
Aus unserer Sicht absolut unzu-
reichend!“, so Alexander Zimbehl.

Der Niedersächsische Beamten-
bund, zusammen mit seinen 

hier organisierten Fachgewerk-
schaften komba, KEG und VBE, 
weist in dieser Thematik noch 
einmal nachhaltig auf die  
besondere Bedeutung der  
frühkindlichen Bildung im Zu-
sammenhang mit einem ganz-
heitlichen Bildungskonzept in 
Niedersachsen hin. 

„Wenn wir bereits nicht mal in 
der Lage sind, die Grundlagen zu 
schaffen und bei diesem wichti-
gen Thema auf Zeit spielen, 
dann handelt Politik zum Nach-
teil der betroffenen Kinder,  
Eltern und Erziehungskräfte. 
Trotz der Verbesserung zum 
vorhergehenden Gesetzent-
wurf verspielt das Land hier 
eine große Chance, etwas für 
die Familien zu tun.”

Vereinbarung nach § 81 des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes 
(NPersVG) „Telearbeit und mobile Arbeit in der niedersächsischen 
Landesverwaltung“
Neue Vereinbarung zu Homeoffice in der Landesverwaltung 
seit dem 1. Juli in Kraft
Der Niedersächsische Beamtenbund und Tarifunion hat mit der Landesregierung und den 
weiteren gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen nach intensiven Beratungen und Ver-
handlungen in einer gemeinsamen Vereinbarung die Rahmenbedingungen für mobile Ar-
beitsformen in der niedersächsischen Landesverwaltung ab dem 1. Juli 2021 festgelegt. 

 < Telearbeit und  
mobile Arbeit

Dabei wird im Bereich des  
Homeoffice ein Unterschied zwi-
schen der Telearbeit und der mo-
bilen Arbeit gemacht. Telearbeit 
einerseits ist eine seit 2004 in 
der Landesverwaltung bewährte 
Arbeitsform, deren Rahmenbe-
dingungen – zum Beispiel die 
vom Arbeitgeber fest eingerich-
teten Bildschirmarbeitsplätze im 
Privatbereich der Beschäftigten 
– in der Arbeitsstättenverord-
nung geregelt sind. 

Die mobile Arbeit ist eine fle-
xiblere Alternative mit einem 
geringeren zeitlichen Umfang, 
die mit der jetzt geschlossenen 
Vereinbarung einen landes-

weit einheitlichen Rahmen un-
ter besonderer Beachtung des 
Arbeitsschutzes erhalten hat. 

Die bisher geltende Beschrän-
kung der Inanspruchnahme auf 
soziale Kriterien wie Kinderbe-
treuung oder Pflege von Ange-
hörigen wird mit der Vereinba-
rung deutlich ausgeweitet und 
modernisiert.

 < Ziele und Inhalte

Vereinbarungen nach § 81 Nds. 
Personalvertretungsgesetz 
(NPersVG) zwischen den Spit-
zenorganisationen der Gewerk-
schaften und der Landesregie-
rung sind ein Instrument, um 
bei mitbestimmungspflichtigen 
Tatbeständen, die über den Ge-

schäftsbereich einer obersten 
Landesbehörde hinausgehen, 
einheitliche Regelungen für die 
gesamte Landesverwaltung mit 
ihren sehr unterschiedlichen 
Strukturen in den Dienststellen 
zu treffen.

Die Vereinbarung „Telearbeit 
und mobile Arbeit in der nieder-
sächsischen Landesverwaltung“ 
regelt einheitlich und verbind-
lich die Nutzung mobiler Ar-
beitsformen für die gesamte 
Landesverwaltung.

Es wird unterschieden zwischen 
der „Telearbeit“ mit einem ho-
hen Zeitanteil von drei bis vier 
Tagen in der Woche im Privatbe-
reich und einer Ausstattung des 
häuslichen Arbeitsplatzes unter 

Beachtung der Arbeitsstätten-
verordnung und der „mobilen 
Arbeit“ mit einem geringeren 
Zeitanteil von 30 Prozent der 
wöchentlichen Arbeitszeit und 
höherer Flexibilität.

In beiden Fällen spielt der Ar-
beitsschutz eine wichtige Rolle 
und muss von Dienststellen 
und Beschäftigten beachtet 
werden.

 < Dienstliche Tätigkeit 
entscheidend

Zukünftig können alle Beschäf-
tigten der Landesverwaltung 
mobile Arbeitsformen nutzen, 
wenn sie es beantragen und 
ihre dienstliche Tätigkeit das zu-
lässt. 
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In der 
Vergangenheit war dies an 
Sozialkriterien wie zum Beispiel 
die Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen 
gebunden. 

Entscheidend ist jetzt die kon-
krete dienstliche Tätigkeit. Es 
gibt in der niedersächsischen 
Landesverwaltung Aufgaben-
bereiche und Tätigkeiten, die 
sich nur bedingt oder gar nicht 
für mobile Arbeitsformen eig-
nen (zum Beispiel im Polizei- 
oder Justizvollzugsdienst, in La-
boren, Schulen oder in der 
Straßenbauverwaltung). Dies 
ist im Einzelfall zu klären.

Entscheidend ist, die Funktions-
fähigkeit und Dienstleistungs-
qualität der niedersächsischen 
Landesverwaltung sicherzustel-
len.

 < Vereinbarkeit

Ziele der Vereinbarung sind die 
Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Kinderbetreu-
ung, Pflege und/oder Schwer-
behinderung und anderen per-
sönlichen Lebenslagen für die 

Be-
schäftigten, 

für den Arbeitgeber Land ist 
die Vereinbarung ein wichtiger 
Aspekt bei der Nachwuchs- und 
Personalgewinnung. Die Ver-
einbarung trägt auch den viel-
fältigen Aufgabenbereichen in 
der Landesverwaltung Rech-
nung. Auf Grundlage dieser Ver-
einbarung können zwischen 
den Landesdienststellen und 
ihren Personalvertretungen 
auch weitere bedarfsgerechte 
Dienstvereinbarungen abge-
schlossen werden, um so spezi-
fische Besonderheiten zu be-
rücksichtigen.

 < Vertrauen und  
Kommunikation

Die verstärkte Nutzung mobiler 
Arbeitsformen ist Ausdruck ei-
ner von Vertrauen und Wert-
schätzung getragenen Arbeits-
kultur in der niedersächsischen 
Landesverwaltung. 

Sie erfordert eine intensive 
Kommunikation zwischen den 
beteiligten Personen und kon-
krete Absprachen zwischen den 
Beschäftigten und ihren Füh-
rungskräften.

 < Pressekonferenz

Am 1. Juli fand zu der neuen 
§-81er-Vereinbarung eine ge-
meinsame Pressekonferenz der 
Beteiligten statt. Die Vereinba-
rung wurde vom Niedersächsi-
schen Minister für Inneres und 
Sport, Boris Pistorius, sowie den 
Vorsitzenden des NBB – Nieder-
sächsischer Beamtenbund und 
Tarifunion, Alexander Zimbehl, 
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, Bezirk Niedersachsen – 
Bremen – Sachsen-Anhalt, Dr. 
Mehrdad Payandeh, und des 
Niedersächsischen Richterbun-
des, Frank Bornemann, unter-
zeichnet.

 < Minister Pistorius

Minister Pistorius sagte: „Die 
Bedeutung und Nutzung mobi-
ler Arbeitsformen hat gerade im 
Zuge der Corona-Pandemie 
noch einmal deutlich zugenom-
men und stark an Gewicht ge-
wonnen. Die seit heute gelten-
de landesweite Vereinbarung 
regelt einheitlich und verbind-
lich all das, was allgemein unter  
Homeoffice verstanden wird. 

Von dieser neuen Regelung pro-
fitieren rund 230.000 Menschen 

in 60 verschiedenen Be-
rufsfeldern der Landesverwal-
tung. 

Wir bieten als größter Arbeit-
geber Niedersachsens damit 
eine Regelung an, die auf der 
einen Seite modern und flexi-
bel ist und auf der anderen Sei-
te die Regelungen des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes im 
Blick hat. 

Wir schlagen damit heute ein 
neues Kapitel der Arbeitskultur 
hier in Niedersachsen auf! Mo-
biles Arbeiten ist auch immer 
Ausdruck der von Vertrauen 
und Wertschätzung getrage-
nen Arbeitskultur in unserer 
Landesverwaltung.“

 < Alexander Zimbehl

Alexander Zimbehl erklärte, 
„dass die Vereinbarung eine 
Stärkung der Personalvertre-
tungen in den beschriebenen 
Prozessen zur Umsetzung der 
Arbeitsformen mit sich bringt 
und sie ein guter Schritt hin zu 
gesundheitsförderlichen Ar-
beitsbedingungen in der Lan-
desverwaltung ist“.

Die gesamte Vereinbarung 
finden Sie auf unserer Website 
www.nbb.dbb.de.
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